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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Köster, 
Dr. Klein (Stoiberg), Dr. Fuchs, Dr. Schäuble, Dr.-Ing. Oldenstadt, Hauser (Krefeld), 
Dr. Hornhues, Hussing, Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3369 - 

betr. Abstimmung von Ausbiidungsordnungen und Rahmenlehrplänen für den 
Berufsschulunterricht 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 26. März 1975 - MB/III B 4 - 0104-6 - 48/75 - die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft wie folgt beantwortet: 


1. Sind im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft und 
auch in anderen Bundesressorts vorbereitende Arbeiten für die 
Neuordnung wichtiger Ausbildungsberufe in Angriff genommen 
worden, ohne daß das bis in Einzelheiten abgesprochene Ver- 
fahren zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrplänen entsprediend dem Gemeinsamen Ergebnisproto- 
koll zur Anwendung gebracht worden ist? 

Sofern die Frage darauf gerichtet ist, herauszufinden, ob Bun- 
desressorts unter Nichtachtung des im Koordinierungsausschuß 
Ausbildungsordnungen / Rahmenlehrpläne am 8. August 1974 
vereinbarten Abstimmungsverfahrens Vorbereitungsarbeiten 
für Ausbildungsordnungen in Angriff genommen haben, ist sie 
entschieden zu verneinen. 

Dies schließt jedoch nicht aus, daß Bundesressorts überhaupt 
Vorbereitungsarbeiten außerhalb des Abstimmungsverfahrens 
durchführen. Denn nach seiner ausdrücklichen Regelung beginnt 
das Abstimmungsverfahren damit, daß im Koordinierungsaus- 
schuß ein „Projekt an trag" eingebracht wird, der eine Beschrei- 
bung der Projektkonzeption enthalten muß. Der Verfahrens- 
beschluß vom 8. August 1974 sieht vor, daß in der Beschreibung 
der Projektkonzeption unter anderem Angaben über die Struk- 
tur der beabsichtigten Berufsausbildung und die Art der Ab- 
schlußqualifikation hinsi(±itlich ihrer Breite und Spezialisierung 
zu machen sind. Bevor also die Bundesressorts zur Eröffnung 
des Abstimmungs Verfahrens einen Projektantrag einbringen 
können, müssen ihre Vorbereitungsarbeiten insbesondere zu 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn. Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Boniv-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksadle 7/3424 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


der Klarheit geführt haben, ob und nach welcher Konzeption 
die Neuordnung eines Ausbildungsberufs angestrebt wird. Im 
allgemeinen erfordert diese Vorbereitung im Vorfeld des Ab- 
stimmungsverfahrens auf der Bundesseite bereits Gespräche mit 
den Beteiligten, insbesondere den Sozialpartnern. Grundsätzlich 
werden Vertreter der Kultusministerien der Länder ebenfalls zu 
solchen Gesprächen eingeladen. 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß 
von den Bundesressorts gegenwärtig z. T. noch Projekte in das 
Abstimmungsverfahren eingebracht werden, deren Vorberei- 
tungsarbeiten bereits vor dem Verfahrensbeschluß des Koordi- 
nierungsausschusses vom 8. August 1974 sehr weit fortgeschrit- 
ten waren. 


2. Für welche Berufe hat die Bundesregierung Sachverständigen- 
gremien zur Vorbereitung von Ausbildungsordnungen berufen? 
Wann hat die Bundesregierung diese Gremien berufen? Wann 
hat die Bundesregierung die Länder darüber informiert? 

Gemäß dem Verfahrensbeschluß vom 8. August 1974 hat der 
Bund nach Zustimmung des Koordinierungsausschusses zu 
einem Projektantrag innerhalb von drei Monaten Sachverstän- 
dige namhaft zu machen und spätetestens sechs Wochen danach 
zu einer 1. Sitzung auf Bundesseite einzuladen. Eine „Berufung" 
von Sachverständigengremien auf Bundesseite ist nicht vor- 
gesehen. Die Länder richten innerhalb derselben Fristen einen 
Rahmenlehrplanausschuß ein und laden diesen zu einer 1. Sit- 
zung ein. Die Sachverständigen der Bundesseite und der Län- 
derseite werden der jeweils anderen Seite im Zusammenhang 
mit der 1. gemeinsamen Sitzung von Sachverständigen des Bun- 
des und der Länder namentlich benannt. 

Dem Koordinierungausschuß wurden bisher insgesamt sieben 
Projektanträge zugeleitet, die der Koordinierungsausschuß aber 
z. T. wegen grundsätzlicher Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit der Gestaltung des ersten Ausbildungsjahres und der Glie- 
derung der Berufsausbildung in der Ausbildungsordnung noch 
nicht für das weitere Abstimmungsverfahren zugelassen hat. Bei 
drei Projektanträgen hat der Koordinierungsausschuß einer 
Abstimmung am 14. Februar 1975 zugestimmt. Die erste gemein- 
same Sitzung im Sinne des Verfahrensbeschlusses vom 8. August 
1974 findet absprachegemäß zu einem Projekt „Augenoptiker" 
am 15. April 1975 statt, wofür die Sachverständigen des Bundes 
der Länderseite namentlich benannt worden sind. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung audi weiterhin, fertige Kon- 
zepte beruflicher Ausbildungsgänge mit vollständig fixierten In- 
halten den Ländern zur „Abstimmung" zu präsentieren? Glaubt 
die Bundesregierung, damit der Sache und den betroffenen 
Jugendlichen dienen zu können? 


Im Verfahrensbeschluß vom 8. August 1974 ist nicht ausdrück- 
lich geregelt, welchen Stand der Vorbereitung ein Projekt im 
Zeitpunkt der Einbringung des Projektantrages im Koordinie- 
rungsausschuß haben soll. In der Antwort auf Frage 1 wurde 
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hierzu schon erwähnt, daß Bund und Länder nach dem Verfah- 
rensbeschluß vom 8. August 1974 gehalten sind, bei der Einbrin- 
gung eines Projekt antrages insbesondere die Konzeption für die 
geplante Berufsausbildung anzugeben. Außerdem schlagen die 
Bundesressorts gegenwärtig z. T. Projekte zur Abstimmung vor, 
deren Vorbereitungsarbeit vor dem Verfahrensbeschluß vom 
8. August 1974 weit fortgeschritten war. Im übrigen sieht das 
mit der Länderseite gemeinsam entwickelte Formular für die 
Einbringung von Projektanträgen ausdrücklich vor, daß unter 
anderem Entwürfe als Material für die Abstimmung vorgelegt 
werden. Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß in 
allen Fällen im Rahmen des Abstimmungs Verfahrens über die 
abstimmungsbedürftigen Regelungen in gemeinsamen Sitzun- 
gen der Sachverständigen des Bundes und der Länder verhan- 
delt werden muß. 

Im übrigen wird in diesem Zusammenhang daran erinnert, daß 
die Bundesregierung bei den Beratungen über das Abstim- 
mungsverfahren im Koordinierungsausschuß die Auffassung 
vertreten hat, daß Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr- 
pläne von Sachverständigen des Bundes und der Länder von 
Anfang an gemeinsam erarbeitet werden sollten. Demgegen- 
über stellten sich die Länder auf den Standpunkt, daß nur eine 
getrennte Erarbeitung von Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrplänen mit einer gelegentlichen Abstimmung im Rah- 
men des Abstimmungs Verfahrens möglich sei. Diese Auffassung 
der Länder hat in dem Verfahrensbeschluß vom 8. August 1974 
ihren Niederschlag gefunden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dennoch auf der 
Grundlage des Verfahrensbeschlusses vom 8. August 1974 eine 
sachgerechte Abstimmung erreicht werden kann. Sie richtet 
allerdings bei dieser Gelegenheit erneut den dringenden Appell 
an die Länder, daß die vom Koordinierungsausschuß zu be- 
schließenden Rahmenlehrpläne als „ländereinheitliche" Rah- 
menlehrpläne betrachtet werden und nicht - wie von Länder- 
seite in einem Ausschuß der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung vertreten wurde - als „ländereinheitlich entwik- 
kelte" Rahmenlehrpläne, die in den einzelnen Ländern unter- 
schiedlich umgesetzt werden. Sonst würde nur eine als nicht 
ausreichend anzusehende Abstimmung von Grobzielen im Ab- 
stimmungsverfahren zu erreichen sein. 

Wenn die Bundesregierung klare Vorstellungen über die An- 
forderungen der betrieblichen Berufsausbildung in die Abstim- 
mungsverhandlungen mit den Ländern einbringt, dient dies der 
Sache und den betroffenen Jugendlichen. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein solches Vor- 
gehen des Bundes die gesamte Situation in der beruflichen Bil- 
dung erneut schwer belastet? 

Die Bundesregierung hält sich streng an das gemeinsam mit den 
Ländern vereinbarte Verfahren. Sie tut alles, um im Einzelfall 
den von beiden Seiten angestrebten Abstimmungserfolg sicher- 
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zustellen. Unter diesen Umständen kann keine Rede davon sein, 
daß etwa das Vorgehen der Bundesregierung die Situation be- 
laste. Insbesondere ist nicht ersichtlich, inwiefern durch ein Ver- 
halten der Bundesregierung diese Situation bereits früher be- 
lastet worden sein soll. Die Bundesregierung weist daher die in 
dieser Fragestellung zum Ausdruck kommende Kritik entschie- 
den zurück. 


5. Wie und ab welchem Zeitpunkt will die Bundesregierung in der 
Zukunft sidierstellen, daß die Länderkultusminister umfassend 
über laufende Vorarbeiten für Ausbildungsordnungen unterrich- 
tet werden? 

Die Bundesregierung hat die Länderkultusministerien bisher 
früher als im Abstimmungsverfahren vorgesehen über laufende 
Vorarbeiten für Ausbildungsordnungen unterrichtet. Diese vor- 
zeitige Information beruht auf einer Vereinbarung des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Wissenschaft und der Fachmini- 
ster von September 1974, nach der bereits vor der Einreichung 
eines Projektantrages beim Koordinierungsausschuß die Bereit- 
schaft der Länder zur Durchführung geplanter Projekte erkundet 
wird. Auf dieser Grundlage hat u. a. der Bundesminister für 
Wirtschaft dem Koordinierungsausschuß noch im September 
1974 eine umfangreiche Zusammenstellung der in seinem Auf- 
gabenbereich geplanten Projekte in Form von „vorläufigen Pro- 
jektbeschreibungen" zugeleitet. Außerdem wurden Vertreter 
der Kultusministerien der Länder grundsätzlich zu Besprechun- 
gen der Bundesressorts über geplante Projekte, für die noch 
kein Projektantrag eingereicht war, eingeladen. Die Bundes- 
regierung wird auch künftig diese Unterrichtung der Länder- 
kultusministerien im Vorfeld des Abstimmungsverfahrens bei- 
behalten. 


6. Wie viele Ausbildungsordnungen sind seit Zustandekommen 
des Gemeinsamen Ergebnisprotokolls mit Rahmenlehrplänen ab- 
gestimmt worden und für wie viele Ausbildungsordnungen 
laufen entsprechende Projekte? 

Seit dem Zustandekommen des gemeinsamen Ergebnisproto- 
kolls sind noch keine Ausbildungsordnungen mit Rahmenlehr- 
plänen nach diesem Verfahren abgestimmt worden. Die Gründe 
hierfür habe ich zuletzt in meiner Antwort vom 20. März 1975 
auf die Frage des Abgeordneten Dr. Klein vom 12. März 1975 
(Nr. A 89/90, Drucksache 7/3365) eingehend dargelegt. Dem 
Koordinierungsausschuß wurden bisher nach dem Verfahrens- 
beschluß vom 8. August 1974 sieben Projektanträge zur Behand- 
lung zugeleitet, davon sechs vom Bund. 
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